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Zur Sitzung des Stadtrates waren anwesend: 

 

Name: Bemerkungen: 

1. Bürgermeisterin 

Huber, Birgit  

2. Bürgermeister 

Schikora, Norbert M.A.  

3. Bürgermeister 

Peter, Thomas  

Mitglieder des Stadtrates 

Altmann, Elfi  

Bauer, Heinz  

Forman, Franz Xaver  

Gerlach, Peter  

Gerstner, Markus  

Höflinger, Gernot  

Hübner-Möbus, Sigrun  

Jäger, Christian  

Kißlinger, Felix  

Maurer, Marco  

Müller-Ehrhardt, Sandra  

Patzelt, Harald  

Riedl, Jochen  

Schmidt, Sabine  

Schmitt, Lothar  

Schwarz-Boeck, Jürgen Dr.  

Taschner, Anneliese  

Wendel, Karl-Heinz  

Schriftführer/in 

Krüger, Viola  

von der Verwaltung 

Kleinlein, Peter  

Kuhl, Christin  

Träger, Markus  

Wiegel, Karin  

 

 

abwesend waren: 

 

Mitglieder des Stadtrates 

Gill, Bastian entschuldigt 

Heinl, Peter entschuldigt 

Hetterich, Werner entschuldigt 

Wiegandt, Bodo entschuldigt 

 

 

Beschlussfähigkeit im Sinne Art. 47 (2) – 47 (3) GO ist gegeben. 
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T A G E S O R D N U N G :  
 

 

I. Öffentlicher Teil 

 

 1 . Übernahme eines gemeindlichen Ehrenamtes; Vereidigung eines neuen Stadt-

ratsmitglieds 

  

 2 . Bürgerfragestunde 

  

 3 . Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB);  

Aufstellung eines Bebauungsplanes Nr. 15/1 "Werner Gelände";  

hier: Billigung des geänderten Entwurfs und Beschluss zur erneuten öffentli-

chen Auslegung 

  

 4 . Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB);  

1. Änderung des Bebauungsplanes 66/4, "Heckenweg";  

hier: Würdigung der Einwendungen sowie Billigungs- und Auslegungsbe-

schluss 

  

 5 . Ausbau des Heckenweges; 

hier: Planungsauftrag Straße und Wasserleitung 

  

 6 . Rumpfspielplatz mit Dinosaurier am Sportzentrum im Bereich des Biergartens 

der Sportgaststätte des TSV Altenberg 

  

 7 . Rathausumfeld - Platz für Alle;  

hier: Auftragsvergabe für Stahlbau- und Sandstrahlarbeiten 

  

 8 . Mitteilungen 

  

 8.1 . Genehmigung der Haushaltssatzung 2017 durch die Rechtsaufsichtsbehörde 

  

 8.2 . Einführung eines Verwahrentgeldes der Raiffeisenbank Bibertgrund eG zum 

01.10.2017 

  

 8.3 . Einführung eines Verwahrentgeldes der Sparkasse Fürth zum 01.08.2017 

  

 8.4 . Antrag auf Freistellung mehrer Flächen von Eisenbahnbetriebszwecken in 

Nürnberg 

  

 9 . Anfragen der Mitglieder des Stadtrates 

  

 9.1 . Anfrage StR Maurer 

  

 9.2 . Anfrage StR Schmitt 

  

 9.3 . Anfrage StR Patzelt 

  

 9.4 . Anfrage StR Hübner-Möbus 
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I. Öffentlicher Teil 

 

 

Frau Erste Bürgermeisterin Huber eröffnet um 19 Uhr die Sitzung des Stadtrates  

Oberasbach. Sie begrüßt die anwesenden Mitglieder, die Mitarbeiter der Verwaltung, die 

Pressevertreter und die Zuhörer.  

 

Sie stellt fest, dass zur heutigen Sitzung ordnungsgemäß und termingerecht geladen 

wurde. 

Entschuldigt fehlen die Herren StRe Gill, Hetterich, Wiegandt und Heinl. Die Beschlussfä-

higkeit ist gegeben. 

 

Die Vorsitzende gibt an, dass der Tagesordnungspunkt 8 (Vorlage 0706) von der Tages-

ordnung genommen und zu einem späteren Zeitpunkt behandelt wird. Über die geänder-

te Tagesordnung lässt die Vorsitzende abstimmen. 

 

Beschluss: einstimmig beschlossen 

dafür: 20  dagegen: 0  anwesend: 20 

 

Der Stadtrat Oberasbach stimmt der geänderten Tagesordnung zu. 

 

 

 

TO-Punkt 1: 0704 

 

Übernahme eines gemeindlichen Ehrenamtes; Vereidigung eines neuen Stadt-

ratsmitglieds 

 

Die Vorsitzende vereidigt den neuen Stadtrat Markus Gerstner. 

 

 

 

TO-Punkt 2:  

 

Bürgerfragestunde 

 

Es liegt nichts vor 

 

 

 

TO-Punkt 3: 0047/9 

 

Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB);  

Aufstellung eines Bebauungsplanes Nr. 15/1 "Werner Gelände";  

hier: Billigung des geänderten Entwurfs und Beschluss zur erneuten öffentli-

chen Auslegung 

 

Beschluss: einstimmig beschlossen 

dafür: 21  dagegen: 0  anwesend: 21   

 

Billigungs- und Auslegungsbeschluss 

 

Der Stadtrat billigt den geänderten Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 15/1 „Werner-

Gelände“ (Stand: 01.09.2017), bestehend aus dem Planblatt mit Planzeichenerklärung 

und Grünordnungsplan, den textlichen Festsetzungen, den textlichen Hinweisen und der 

Begründung mit Anlagen. Der geänderte Entwurf ist erneut öffentlich auszulegen. Die 

öffentliche Auslegung wird angemessen auf drei Wochen verkürzt (§ 4 a Abs. 3 Satz 3 

BauGB). 
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Ziel der Bauleitplanung ist die Umplanung von Teilen des Schreinerei-Geländes in ein 

Baugebiet in dem eine Mischung aus Wohnen und Arbeiten zulässig sein soll. Im Kern 

befindet sich noch eine Schreinerei, die nur noch reduziert betrieben wird. Die Ziele des 

Rahmenplans für den Altort Oberasbach werden standortgerecht umgesetzt. 

 

Der geänderte Entwurf beinhaltet insbesondere ein modifiziertes städtebauliches Konzept 

für den Bereich der Mehrfamilienhausbebauung im besonderen Wohngebiet (WB1); im 

allgemeinen Wohngebiet (WA) wurde unter anderem das Verbot von Kniestöcken her-

ausgenommen und der Abstand von Dachloggien zum Ortgang ergänzt. 

 

Das überarbeitete städtebauliche Konzept umfasst im Wesentlichen folgende Punkte: 

 

Im Bereich des WB 1 wurden die GRZ von 0,6 auf 0,4 und die GFZ von 1,2 auf 1,0 redu-

ziert. Die Tiefgarage darf die GRZ bis maximal 0,8 überschreiten. Auch die Fläche für die 

Tiefgarage wurde erneut angepasst. Die Mehrfamilienhäuser müssen mindestens mit II 

Vollgeschossen und dürfen maximal mit III Vollgeschossen errichtet werden. Entlang der 

Albrecht-Dürer-Straße wurde die Baugrenze durch eine Baulinie ersetzt und die Baugren-

ze so angepasst, dass diese gleichzeitig die Abstandsflächen regelt. Auch die Höhe der 

Fußbodenoberkante (OKF) wurde von +/- 0,5 auf +/- 0,25 über bzw. unter der Bezugs-

höhe von 312,58 m ü. NN verringert. Neben den Schleppdachgauben wurden auch Flach-

dachgauben zugelassen. Der Abstand zwischen zwei Gauben muss mindestens 1 Meter 

betragen. Dacheinschnitte sind im WB 1 nur nach Süden und Osten zulässig und müssen 

einen Abstand von 1 Meter zum Ortgang aufweisen. Die Festsetzungen zu den Altlasten 

wurden ergänzt. 

 

Das bisherige städtebauliche Konzept ist durch die Änderungen in den Grundzügen nicht 

berührt. 

 

Die Planungsunterlagen werden Anlage Nr. 1 zur Sitzungsniederschrift. 

 

Die Verwaltung wird beauftragt, das weitere Verfahren durchzuführen. 

 

 

TO-Punkt 4: 0492/7 

 

Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB);  

1. Änderung des Bebauungsplanes 66/4, "Heckenweg";  

hier: Würdigung der Einwendungen sowie Billigungs- und Auslegungsbeschluss 

 

Beschluss: einstimmig beschlossen 

dafür: 21  dagegen: 0  anwesend: 21   

 

1. Würdigung der Einwendungen aus der öffentlichen Auslegung 

sowie der Beteiligung von Behörden und sonstigen Trägern öffent-
licher Belange 
 

1.1. Beteiligte: Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege 
 

Stand: 04.08..2017 Az: P-2017-3129-1_S2 
 

Ihre Hinweise und Bedenken wurden zur Kenntnis genommen und wie folgt berücksich-

tigt: 

 

Es wurde unter dem Punkt VI „Nachrichtliche Übernahmen“ folgender Text in die Bauleit-

planungsunterlagen aufgenommen: 

 

Auf den Flurstücken Fl.Nr. 756 und 756/5 auf der Höhe des Anwesens Heckenweg 5, wird 

seitens des Bayerischen Landesamts für Denkmalschutz vermutet, dass sich dort eine 
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obertägig nicht mehr erhaltene Teilstrecke der Umwallung des Wallensteinschen Lagers 

befinden könnte. 

Für Bodeneingriffe aller Art ist eine denkmalrechtliche Erlaubnis gem. Art.7.1.DSchG 

notwendig, die in einem eigenständigen Erlaubnisverfahren bei der zuständigen Unteren 

Denkmalschutzbehörde beim Landratsamt Fürth (Im Pinderpark 2, 90513 Zirndorf) zu 

beantragen ist. 

 

Sollte sich diese Vermutung bestätigen, wird klargelegt, dass die erforderlichen Maßnah-

men abhängig von Art und Umfang der erhaltenen Bodendenkmäler einen größeren Um-

fang annehmen können und rechtzeitig geplant werden müssen. Sollte die archäologische 

Ausgrabung als Ersatz für die Erhaltung eines Bodendenkmals notwendig sein, sind hier-

bei auch Vor- und Nachbereitung der Ausgrabung zu berücksichtigen (u.a. Durchfüh-

rungskonzept, Konservierung und Verbleib der Funde). 

 

Weiterhin wurde unter Punkt V.4 folgender textlicher Hinweis aufgenommen: 

 

Bei allen Bodeneingriffen ist prinzipiell mit Bodendenkmälern zu rechnen. Alle Beobach-

tungen und Funde müssen unverzüglich der unteren Denkmalschutzbehörde beim Land-

ratsamt Fürth (Im Pinderpark 2, 90513 Zirndorf) und dem Bayerischen Landesamt für 

Denkmalpflege (Hofgraben 4, 80539 München) mitgeteilt werden.  

 

Durch den Bebauungsplan Nr. 66/4 „Heckenweg“ besteht für den westlichen Geltungsbe-

reich oberhalb des Stichwegs in Richtung Westen sowie für die Straße „Heckenweg“ 

grundsätzlich seit 50 Jahren Baurecht. Dieses wird durch die 1. Änderung des Bebau-

ungsplanes nur an die derzeitigen Anforderungen an Wohnbebauung angepasst, sowie im 

Hinblick auf den Bedarf an maßvoller Nachverdichtung in Wohngebieten um eine Baupar-

zelle im Südwesten sowie um ein weiteres Vollgeschoss im Westen erweitert. Darüber 

hinaus werden die Baugrenzen für Hauptgebäude und Garagen/Carports/Stellplätze und 

deren Zufahrten flexibler festgesetzt als im derzeit rechtsgültigen Bebauungsplan. 

 

Es wird angeregt, zunächst an die Eigentümer der im Verdachtsbereich außerhalb des 

Bebauungsplanes Nr. 66/6 „Heckenweg“ liegenden Grundstücke ohne Baurecht heranzu-

treten. 

 

Die Stadt Oberasbach hat im Jahr 1986 im Verdachtsgebiet im Heckenweg in 2,6 m bis 

3,0 m Tiefe eine neue Kanalleitung verlegt, flächenhaft ca. 0,4 m tief einen Straßenun-

terbau eingebracht und den Weg nach Westen provisorisch befestigt. Bei den Baumaß-

nahmen wurden keine Hinweise auf Bodendenkmäler gefunden. 

 

Das Eigentumsrecht und der Rechtsanspruch auf Erteilung einer Baugenehmigung haben 

in der Abwägung der Bauleitplanung ein beachtliches Gewicht. Die bloße Vermutung einer 

obertägig nicht sichtbaren Umwallung des Wallensteinschen Lagers, das sich vermutlich 

nahezu über das gesamte Stadtgebiet der Gesamtgemeinde Oberasbach erstreckte, muss 

daher insoweit geringer gewichtet werden, als das Eigentumsrecht, in Form von beste-

hendem Baurecht. Eine Verpflichtung der Eigentümer / Antragsteller zur vorsorglichen 

Einholung eines archäologisch qualifizierten Gutachtens und der damit verbundenen zeit-

lichen Verzögerung des beschleunigten Verfahrens gemäß § 13 a BauGB wird nicht auf-

genommen. 

Eine nachrichtliche Übernahme der spezialgesetzlichen Vorschriften ist, wie oben ausge-

führt erfolgt. Sollte bei Baumaßnahmen von vornherein eine gutachtliche Begleitung für 

erforderlich gehalten werden, sollte dies im nachfolgenden Baugenehmigungsverfahren 

erfolgen. Anstelle eines Baugenehmigungs-Freistellungsverfahren würde dann ein Bauge-

nehmigungsverfahren angestrebt werden.  

Im Ergebnis bedeutet das, dass die Stadt Oberasbach an der Planung zur 1. Änderung 

des rechtsgültigen Bebauungsplanes Nr. 66/4 „Heckenweg“ in der Form des Entwurfs 

(Stand: 18.09.2017) festhält. 
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Die Stadt Oberasbach lehnt es ab, auf Verdacht jede Bauparzelle vorab gutachtlich unter-

suchen lassen. Dies ist Sache der Eigentümer und Antragsteller. Hinsichtlich der Straßen-

planung wird ein Bodengutachten eingeholt.  

 

 

Beschluss: einstimmig beschlossen 

dafür: 21  dagegen: 0  anwesend: 21   

 

1.2.  Beteiligte: Main-Donau-Netz Gesellschaft mbH 

 

Stand: 03.07.2017, Az: ANR02201716327 

 

Ihre Hinweise und Bedenken wurden zur Kenntnis genommen und die Bestandspläne auf 

ihre Bedeutsamkeit für die Planung gesichtet. 

 

Der Hinweis zur Stromversorgung des Baugebietes wurde zur Kenntnis genommen und in 

die Begründung des Bebauungsplans aufgenommen. 

 

 

Der Hinweis zur Erdgasversorgung wurde zur Kenntnis genommen und in die Begründung 

des Bebauungsplans aufgenommen. 

 

 

Im Bebauungsplan werden ausreichend breite Verkehrsflächen vorgesehen. Die genaue 

Planung der Erschließung, sowohl verkehrlich als auch aus Sicht der Ver- und Entsorgung 

ist Gegenstand der separaten Erschließungsplanung. 

 

Die Notwendigkeit der Einhaltung von Pflanzabständen zu unterirdischen Versorgungslei-

tungen wurde als textlicher Hinweis in den Entwurf zur 1. Änderung des Bebauungspla-

nes Nr. 66/4 „Heckenweg“ aufgenommen. 

 

Die MDN Netzgesellschaft mbH wird bei öffentlichen Planungen und Bauvorhaben wie z.B. 

Straßen- und Kanalbauarbeiten, Baumpflanzungen etc. rechtzeitig in den Verfahrensab-

lauf eingebunden. 

 

 

Beschluss: einstimmig beschlossen 

dafür: 21  dagegen: 0  anwesend: 21   

 

1.3. Beteiligte: Deutsche Telekom Technik GmbH 

 
Stand: 26.07.2017, Az: W71865096, PTI 13, PB L 2 
 

Ihre Hinweise und Bedenken wurden zur Kenntnis genommen und die Bestandspläne auf 

ihre Bedeutsamkeit für die Planung gesichtet. 

 

Der Leitungsbestandsplan wird zur Kenntnis genommen. 

 

Der Bestand und Betrieb vorhandener TK-Linien ist durch die Bebauungsplanänderung 

nicht gefährdet. Die TK-Linien, welche innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungs-

plans liegen versorgen Bestandsgebäude außerhalb des Geltungsbereichs, welche ledig-

lich planungsrechtlich mit überplant werden. Diese Gebäude sollen jedoch bestehen blei-

ben und somit auch deren technische infrastrukturelle Anbindung unverändert bleiben. 

In der Begründung wird ergänzt, dass zur Versorgung des Planbereichs mit Telekommu-

nikationsinfrastruktur die Verlegung neuer Telekommunikationslinien im Plangebiet und 

außerhalb des Plangebietes erforderlich sind. 

 

Die Deutsche Telekom wird bei relevanten Baumaßnahmen und Planungen rechtzeitig 

beteiligt und einbezogen. 
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In der Bebauungsplanänderung werden ausreichend breite Verkehrsflächen vorgesehen. 

Die genaue Planung der Erschließung, sowohl verkehrlich als auch aus Sicht der Ver- und 

Entsorgung ist Bestand der separaten Erschließungsplanung. Eine Festsetzung im Bebau-

ungsplan, welche die einzelnen Leitungszonen vorsieht, ist hingegen nicht möglich. 

 

Es wurde ein Hinweis zu Pflanzabständen in die Planungsunterlagen aufgenommen. 

 

Bei öffentlichen Planungen zu den Erschließungsanlagen wird die Telekom rechtzeitig ein-

bezogen. 

 

 

Beschluss: einstimmig beschlossen 

dafür: 21  dagegen: 0  anwesend: 21   

 

1.4.  Beteiligte: Landratsamt Fürth 

 
Stand: 25.07.2016 und 21.08.2017, ohne Aktenzeichen 
 

Ihre Hinweise und Bedenken wurden zur Kenntnis genommen und wie folgt berücksich-

tigt: 

 

Der Entwurf und die Gestaltung von Erschließungstraßen erfolgt auf der Grundlage der 

RASt 06. Unter Ziffer 6.1.2.2 sind die Wendeanlagen dargestellt. Deren Größe richtet sich 

insbesondere nach den Müllfahrzeugen. Möglich wäre ein Wendehammer mit einem Ge-

samtdurchmesser von 20 m (optimale Wendemöglichkeit) und ein Wendehammer mit 

einem Gesamtdurchmesser von 14 m (zulässig für dreiachsiges Müllfahrzeug, gemäß Bild 

59, RASt 06). Dieser wurde von der Antragstellerin und deren Planer dem Landratsamt 

(Abfallwirtschaft) vorgelegt und dessen Zustimmung eingeholt. Leider wurde im Planblatt 

fälschlicherweise der Durchmesser des Wendehammers mit 13 m dargestellt. Im berich-

tigten Bebauungsplanentwurf sind 14 m enthalten. Die Wendemöglichkeit sollte daher für 

Müllfahrzeugen ausreichen. 

 

Zu 2. Abteilung 4 – SG 41 (SB 412 – Wasserrecht/Naturschutzrecht/Bodenschutz/ Altlas-

ten): 

 

Eine dauerhafte Grundwasserabsenkung ist nicht vorgesehen. 

Im betreffenden Gebiet sind landwirtschaftliche Dränagen vorhanden. Diese sollten, so-

weit sie angetroffen werden, wieder verbunden werden, um Staunässe zu vermeiden. Ein 

entsprechender Hinweis wird in den textlichen Hinweisen vorgesehen: 

 

Die Funktionsfähigkeit von im Untergrund vorgefundenen Dränagen sollte erhalten blei-

ben; ein Anschluss an den städtischen Kanal ist nicht zulässig. 

 

Zu 3. Kreisbrandinspektion des Landkreises Fürth (Kreisbrandrat Dieter Marx): 

 

Der östliche Teil des geplanten Fuß- und Radweges, der eine Breite von 3,50 m aufweist 

erhält einen Straßenaufbau, der ein befahren mit schweren Lkw zulässt. Die Breite dieses 

Weges und der Wendehammer mit 14 m Durchmesser ermöglicht somit auch Feuerwehr-

fahrzeugen zu wenden. 

 

 

Beschluss: einstimmig beschlossen 

dafür: 21  dagegen: 0  anwesend: 21   

 

1.5.  Beteiligte: Wasserwirtschaftsamt Nürnberg 

 
Stand: 25.07.2017, Az: 4.1-4622-FÜ 5-12828/2017 

 



 

 
Sitzung des Stadtrates vom 18.09.2017  Seite 9 von 14 

Ihre Hinweise und Bedenken wurden zur Kenntnis genommen und wie folgt berücksichtigt: 
 

Zu Abwasserentsorgung 

Die Problematik der Abwasserentsorgung und Niederschlagswasserableitung ist Teil der Erschlie-
ßungs- und Entwässerungsplanung. In der Begründung zur 1. Änderung des Bebauungsplanes wird 
der Planungsstand zur Entwässerungsplanung erläutert und fortgeschrieben. 
 
Der Mischwasserkanal im Heckenweg wurde vor über 30 Jahren verlegt und würde für die Entwäs-
serung im Mischsystem ausreichen. Die betreffende Fläche wurde in den letzten Jahrzehnten nicht 

bebaut und ist daher in der aktuellen wasserrechtlichen Erlaubnis als unbebaut dargestellt. Inzwi-
schen sollen/müssen Neubaugebiete im Trennsystem entwässert werden. 
Im Verlauf des Heckenwegs kann ein Regenwasserkanal verlegt werden, dessen Weiterleitung 
Richtung Langenäckerstraße noch geklärt werden muss. Eventuell kann ein Provisorium (Anschluss 
an Mischwasserkanal im Wendehammer) erstellt werden, bis die derzeit noch unbebaute Fläche 
westlich des Heckenwegs bebaut und mit einer Trennkanalisation versehen wird, an welche dann, 

in der Verlängerung des Fuß- und Radweges, angebunden werden kann. 
Ein Bodengutachten wird Aufschluss darüber geben, ob Niederschlagswasser versickert werden 
kann. 

 
Zu Gewässer 
Im betreffenden Gebiet sind landwirtschaftliche Dränagen vorhanden. Diese sollten, soweit sie an-
getroffen werden, wieder verbunden werden, um Staunässe in den Grundstücken zu vermeiden. 

Ein entsprechender Hinweis wird in den textlichen Hinweisen vorgesehen: 
 
Die Funktionsfähigkeit von im Untergrund vorgefundenen Dränagen sollte erhalten bleiben; ein 
Anschluss an den städtischen Mischwasserkanal ist nicht zulässig. 
 
Zu Bodenschutz 
Es wird ein entsprechender Hinweis in die textlichen Hinweise aufgenommen: 

 
Bei Baumaßnahmen und sonstigen Maßnahmen mit Bodenabtragungen ist zum besonderen Schutz 
des Mutterbodens der Oberboden sachgerecht zwischenzulagern und wieder einzubauen. Auf die 
sonstigen Vorgaben und den Umfang zum Schutz von Boden nach DIN 19731 und auf § 12 
BBodSchV wird hingewiesen. 

 

 

Beschluss: einstimmig beschlossen 

dafür: 21  dagegen: 0  anwesend: 21   

 

1.6. Beteiligte: Landratsamt Fürth - Staatliches Gesundheitsamt 

 
Stand: 21.08.2017, Az: 555-6102-2017-pe 
 
Ihre Hinweise und Bedenken wurden zur Kenntnis genommen und wie folgt berücksichtigt: 

 

Ihre Hinweise und Bedenken wurden zur Kenntnis genommen und wie folgt berücksich-

tigt: 

 

Zu Altlasten 

Das Wasserwirtschaftsamt und das Landratsamt Fürth mit seinen Fachabteilungen wur-

den am Bauleitplanverfahren beteiligt. Es wurden keine Hinweise auf das Vorhandensein 

von Altlasten vorgetragen. 

 

Zu Immissionsschutz 

Das Baugebiet liegt an einer wenig befahrenen Sackgasse sowie zwischen den mäßig fre-

quentierten Erschließungsanlagen St.-Lorenz-Straße und Langenäckerstraße. In unmit-

telbarer Nähe befinden sich weder emittierende Gewerbebetriebe noch Bahnanlagen. 

Die Festsetzung eines allgemeinen Wohngebietes (WA) lässt auch keine störenden Be-

triebe zu. Tankstellen und Gartenbaubetriebe wurden ausgeschlossen. 

Angrenzend ist auch kein Gewerbegebiet oder Sondergebiet für einen Gewerbestandort 

oder sonstigen emittierenden Standort geplant. 
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Aus den vorgenannten Gründen sind keine Anhaltspunkte für eine unzumutbare Beein-

trächtigung durch Immissionen zu erkennen. Ein Lärmschutzgutachten wird deshalb nicht 

für erforderlich gehalten. Festsetzungen zum aktiven oder passiven Lärmschutz werden 

nicht getroffen. 

 

Zu Mobilfunkanlagen 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplangebietes und in der näheren Umgebung befinden 

sich keine Mobilfunkanlagen. Die nächsten Standorte befinden sich beim katholischen 

Kindergarten Mutter Teresa in der St.-Johannes-Straße und auf dem städtischen Rat-

haus. 

Der Betreiber eines Mobilfunknetzes muss die Inbetriebnahme oder eine wesentliche Än-

derung einer Mobilfunkanlage zwei Wochen zuvor der örtlichen Immissionsschutzbehörde 

anzeigen (§ 7 Abs. 1 26. BImSchV). Der Anzeige ist eine Kopie der sogenannten Stand-

ortbescheinigung beizufügen. Die Standortbescheinigung wird von der Bundesnetzagen-

tur nach Antragstellung erteilt, wenn sichergestellt ist, dass die betreffende ortsfeste 

Sendefunkanlage die gültigen Grenzwerte zum Schutz von Personen in elektromagneti-

schen Feldern einhält. Ist die Einhaltung der Grenzwerte nicht möglich, so verweigert die 

Bundesnetzagentur die Standortbescheinigung. In diesen Fällen ist der Betrieb der be-

treffenden ortsfesten Sendefunkanlage untersagt. 

 

 

Beschluss: einstimmig beschlossen 

dafür: 21  dagegen: 0  anwesend: 21   

 

1.7. Beteiligte: Eigentümer und Antragsteller 

 
Stand: 04.08.2017 
 

Die Hecke wird mit einer Breite von 4 Metern im B-Plan festgesetzt. Diese ist in weiten 

Teilen bereits vorhanden. Um die Funktionsfähigkeit zu erhalten ist eine Mindestbreite 

von 4 Metern notwendig. Aus Sicht der Grünordnung sollte die künftige Bebauung einen 

Mindestabstand von 1 Meter zur Hecke einhalten, da sonst die Sicherung der Bestands-

hecke gefährdet ist. Durch das direkte Anbauen des Gebäudes kann es passieren, dass 

die Wurzeln massiv geschädigt werden und die Hecke dadurch ausfällt oder die Hecke 

wird zurückgeschnitten um zu verhindern, dass die Äste an das Haus heranwachsen, da-

mit wäre die festgesetzte Breite von 4 Metern nicht mehr eingehalten. 

 

Im Planentwurf bemisst sich das Baufenster an der Außenkante, an der die schwarze 

Strich-Punkt-Linie liegt. Da das Baufenster außerdem im Vergleich zum Bestandsbebau-

ungsplan in Richtung Norden verlängert wurde, bemisst sich das neue Baufenster auf 

gleicher Höhe zum alten Baufenster ebenfalls mit 11 Metern Breite. Somit wird das Bau-

recht auf dem Grundstück nicht eingeschränkt, sondern sogar nach Norden erweitert. Im 

Übrigen wurde das Höchstmaß der zulässigen Vollgeschosse von einem auf zwei erhöht. 

 

 

2. Billigungs- und Auslegungsbeschluss 
 

Beschluss: einstimmig beschlossen 

dafür: 21  dagegen: 0  anwesend: 21   

 

Der Stadtrat billigt den Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 66/4 „He-

ckenweg“ in der Fassung vom 18.09.2017. Ziel der Bebauungsplanänderung ist die Er-

weiterung von Wohnraum, für den aufgrund der stabilen positiven Bevölkerungsentwick-

lung erheblicher Bedarf im Stadtgebiet besteht. Weiterhin die städtebauliche Abrundung 

des Siedlungsrandes, die planungsrechtliche Sicherung der vorhandenen Ortsrandeingrü-

nung, sowie die Fortsetzung der Baustruktur der bestehenden und festgesetzten Bebau-

ung. Darüber hinaus wird eine flexiblere Anordnung der Gebäude auf der bislang unbe-

bauten Fläche angestrebt, um dessen Lage und Ausrichtung an die heutigen Ansprüche 

anzupassen, sowie die Grundlage für die erstmalige Herstellung der Erschließungsanlage 



 

 
Sitzung des Stadtrates vom 18.09.2017  Seite 11 von 14 

geschaffen. Der Geltungsbereich der 1. Änderung umfasst das westlich vom Heckenweg 

befindliche Grundstück mit der Fl. Nr. 756 und die Erschließungsstraße Heckenweg mit 

der Fl. Nr. 765/5, beide Gemarkung Oberasbach. 

 

Der Entwurf des Bebauungsplanes ist Bestandteil dieses Beschlusses und wird Anlage 

Nr.2 zur Sitzungsniederschrift. 

 

Die Verwaltung wird beauftragt, das weitere Verfahren durchzuführen. 

 

 

TO-Punkt 5: 0492/6 

 

Ausbau des Heckenweges; 

hier: Planungsauftrag Straße und Wasserleitung 

 

Beschluss: einstimmig beschlossen 

dafür: 21  dagegen: 0  anwesend: 21   

 

Der Stadtrat Oberasbach erteilt dem Ingenieurbüro Hübner den Auftrag zur Ausführung 

der Ingenieurleistungen für die Planung und den Bau der Straße mit der Wasserleitung 

im Heckenweg. Grundlage des Auftrages ist das Angebot vom 11. Juli 2017, Pro-

jekt-Nr. 1712. 

 

Das Ingenieurbüro Siegle erhält den Auftrag zur Ausführung der Ingenieurleistungen für 

die Planung und Bereitstellung der Ausschreibungsunterlagen für den Regenwasserkanal. 

Grundlage bildet das Angebot des genannten Ingenieurbüros vom 6. September 2017. 

 

 

TO-Punkt 6: 0681 

 

Rumpfspielplatz mit Dinosaurier am Sportzentrum im Bereich des Biergartens 

der Sportgaststätte des TSV Altenberg 

 

Beschluss: einstimmig beschlossen 

dafür: 21  dagegen: 0  anwesend: 21   

 

Der vorhandene Rumpfspielplatz mit Dinosaurier im nördlichen Teil des Sportzentrums, 

an der Jahnstraße, im Bereich des Biergartens der Sportgaststätte des TSV Altenberg, 

wird aufgelassen. Im Bebauungsplan Sportzentrum wird ein Spielplatz an einem anspre-

chenden Platz vorgesehen. Die Verwaltung wird beauftragt den bestehenden Pachtver-

trag mit dem TSV Altenberg zu aktualisieren und um die freiwerdenden Flächen zu erwei-

tern. 

 

 

 

TO-Punkt 7: 0316/8 

 

Rathausumfeld - Platz für Alle;  

hier: Auftragsvergabe für Stahlbau- und Sandstrahlarbeiten 

 

Beschluss: einstimmig beschlossen 

dafür: 21  dagegen: 0  anwesend: 21   

 

Der Stadtrat beauftragt für den Neubau des Rathausplatzes nördlich des Rathauses fol-

gende Firmen: 

 

Stahlbauarbeiten: 

AWN Stahl- und Metallbau 

Oerstedstraße 3 
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90431 Nürnberg 

 

Die Auftragssumme beträgt 127.284,78 € brutto. 

 

 

TO-Punkt 8:  

 

Mitteilungen 

 

 

TO-Punkt 8.1: 0688 

 

Genehmigung der Haushaltssatzung 2017 durch die Rechtsaufsichtsbehörde 

 

Die Haushaltssatzung mit dem Haushaltsplan 2017 wurde mit Schreiben vom 31.07.2017 

durch die Rechtsaufsichtsbehörde (Landkreis Fürth) genehmigt. 

 

Das Genehmigungsschreiben vom 31.07.2017 wird dem Stadtrat zur Kenntnis gebracht. 

 

Insbesondere weist die Kämmerei auf den dritten bis fünften Absatz von oben, Seite 2 

sowie den ersten und zweiten Absatz von oben, Seite 4, hin. 

 

zur Kenntnis genommen 

 

 

 

 

TO-Punkt 8.2: 0700 

 

Einführung eines Verwahrentgeldes der Raiffeisenbank Bibertgrund eG zum 01.10.2017 

 

Die Europäische Zentralbank hat mit Wirkung zum 16. März 2016 den Einlagenzinssatz 

auf -0,40 % festgesetzt. Eine Änderung hin zu positiven Einlagenzinsen zeichnet sich 

momentan nicht ab. Aufgrund der auf Dauer angelegten Negativzinspolitik der EZB sieht 

sich die Raiffeisenbank Bibertgrund eG gezwungen, ein Verwahrentgelt zu berechnen. 

 

Der Stadt Oberasbach wurde ein Freibetrag von 500.000 € eingeräumt. 

 

Näheres kann der beiliegenden „Vereinbarung eines Verwahrentgeltes“ entnommen wer-

den. 

 

zur Kenntnis genommen 

 

 

 

 

TO-Punkt 8.3: 0679 

 

Einführung eines Verwahrentgeldes der Sparkasse Fürth zum 01.08.2017 

 

Die Europäische Zentralbank hat mit Wirkung zum 16. März 2016 den Einlagenzinssatz 

auf -0,40 % festgesetzt. Eine Änderung hin zu positiven Einlagenzinsen zeichnet sich 

momentan nicht ab. Aufgrund der auf Dauer angelegten Negativzinspolitik der EZB sieht 

sich die Sparkasse Fürth gezwungen, ein Verwahrentgelt zu berechnen. 

 

Der Stadt Oberasbach wurde ein Freibetrag von 2.000.000 € eingeräumt. 

 

Näheres kann der beiliegenden „Vereinbarung eines Verwahrentgeltes“ entnommen wer-

den. 
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zur Kenntnis genommen 

 

 

 

 

TO-Punkt 8.4: 0702 

 

Antrag auf Freistellung mehrer Flächen von Eisenbahnbetriebszwecken in Nürnberg 

 

Das Eisenbahnbundesamt hat mit Bescheid vom 18.08.2017 mitgeteilt, dass die aufge-

führten Flurstücke (siehe Anlage) von Bahnbetriebszecken freigestellt werden. Die Flä-

chen sind für Bahnbetriebszwecke nicht mehr erforderlich. Es handelt sich um die Flächen 

der ehemaligen Bibertbahn, die auf dem Gebiet der Stadt Nürnberg liegen, zwischen dem 

geplanten U-Bahnhof Gebersdorf und der Einfahrt zum Bahnhof Stein.  

Die Stadt Oberasbach hatte ihm Rahmen der öffentlichen Bekanntmachung im Bundes-

anzeiger eine Stellungnahme abgegeben und sich gegen die Einziehung ausgesprochen.  

 

zur Kenntnis genommen 

 

 

 

 

TO-Punkt 9:  

 

Anfragen der Mitglieder des Stadtrates 

 

 

TO-Punkt 9.1:  

 

Anfrage StR Maurer 

 

Herr Stadtrat Maurer fragt, ob die Stadträte bei der Besprechung zum Hölzleshoffeld da-

bei sein können? 

 

Bürgermeisterin Huber bejaht das. 

 

 

 

TO-Punkt 9.2:  

 

Anfrage StR Schmitt 

 

Herr Stadtrat Schmitt stellte im UBGA vom 29. Mai 2017 die Anfrage, ob man einen ge-

meinsamen Besprechungstermin mit den betroffenen Anliegern des künftigen Bebau-

ungsplanes Nr. 16/1 „Östliche Jahnstraße“ am Gängle machen könnte. Er fragte nach der 

Antwort. Außerdem regte er an, dass auch Stadträte daran teilnehmen könnten um de-

eskalierend zu wirken. 

 

Frau Wiegel von der Verwaltung informiert, das eine Antwort per Email an ihn und alle 

Stadträte ergangen ist. 

 

Frau Kuhl von der Verwaltung fügt hinzu, dass einige Gespräche mit Anliegern schon in 

der Vergangenheit stattgefunden hatten und neulich wiederum ein Termin mit Vertretern 

der Siebenten-Tag-Adventisten-Gemeinde abgehalten wurde. Ein gemeinsamer Termin 

erscheint nicht sinnvoll. 

  

Frau Bürgermeisterin Huber bestätigt dieses. 
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StR Schmitt fragt auch, ob im Ahornweg noch ein Ausbau stattfinden wird. 

 

Frau Bürgermeisterin Huber lässt dies schriftlich beantworten. 

 

 

 

TO-Punkt 9.3:  

 

Anfrage StR Patzelt 

 

Herr StR Patzelt fragt, wann der Kran in der Hainbergstraße entfernt wird. 

 

Frau Huber sagt eine schriftliche Antwort der Verwaltung zu. 

 

 

 

TO-Punkt 9.4:  

 

Anfrage StR Hübner-Möbus 

 

Frau StR Hübner-Möbus fragt, wie lange die Sperrung in der Bucher Straße anhält. 

 

Frau Huber sagt eine schriftliche Antwort der Verwaltung zu. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Damit ist die Tagesordnung für den öffentlichen Teil abgehandelt. Die Vorsitzende 

schließt die Sitzung. 

 

Sitzungsende: 20:07 Uhr 

 

 

 

 

Birgit Huber    Viola Krüger 

Erste Bürgermeisterin    Schriftführer/in 
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